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Sachgebiet 76 


Antrag 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (19. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen vom 8. April 1959 zur Errichtung 
der Interamerikanischen Entwicklungsbank 
— Drucksache 7/4315 — 


A. Problem 

Die Interamerikanische Entwicklungsbank trägt seit ihrer Grün- 
dung im Jahre 1959 als eine der bedeutendsten internationalen 
Entwicklungsfinanzierungsorganisationen zur Beschleunigung 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder Latein- 
amerikas bei. Sie kann jedoch ihre Aufgabe nur in begrenztem 
Umfang fortsetzen, weil ihr fast ausschließlich finanzschwache 
Entwicklungsländer angehören und sie weitestgehend auf die 
limitierte finanzielle Unterstützung eines Industrielandes, näm- 
lich der Vereinigten Staaten von Amerika, angewiesen ist. Durch 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland und anderer nicht- 
regionaler Staaten sollen der Bank zur Sicherung und Auswei- 
tung ihrer Geschäftstätigkeit im Interesse der lateinamerika- 
nischen Entwicklungsländer neue Finanzquellen erschlossen 
werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung ist zusammen mit elf anderen nicht- 
regionalen Staaten bereit, der Interamerikanischen Entwick- 
lungsbank beizutreten. Sie will durch die Zeichnung eines Teils 
des Grundkapitals und durch die finanzielle Unterstützung des 
Sonderfonds die positive entwicklungspolitische Rolle der Bank 
stärken und so zu einer rascheren wirtschaftlichen Entwicklung 
der lateinamerikanischen Länder beitragen. Der Beitritt soll 
gleichzeitig unsere guten wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen zu den Ländern Lateinamerikas festigen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 

D. Kosten 

Hierüber berichtet der Haushaltsausschuß gesondert nach § 96 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 
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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/4315 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 9. Dezember 1975 


Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Holtz Dr. Wulff 

Vorsitzender Berichterstatter 
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